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Ausstieg aus dem Heizen mit fossilen Energien 
Empfehlungen für eine gesellschaftlich akzeptierte Umsetzung  

// Sibylle Braungardt, Solveig Degen 

Für das Erreichen der Klimaziele im Gebäudebereich ist ein zügiger Ausstieg aus dem Heizen 
mit fossilen Energien notwendig. Während das Ordnungsrecht auf nationaler Ebene eine unter-
geordnete Rolle beim Ausstieg aus der Nutzung fossiler Energien zum Heizen spielt, gelten in 
Baden-Württemberg und Hamburg deutlich weitreichendere Verpflichtungen zur anteiligen Nut-
zung von erneuerbaren Energien zum Heizen. Die Erfahrungen mit den bestehenden Regelun-
gen zeigen, dass eine gesellschaftlich akzeptierte Umsetzung möglich ist. Wesentliche Faktoren 
für die Akzeptanz der Maßnahmen sind die Flankierung der Regelungen durch finanzielle Förde-
rung, die Begleitung durch Kommunikation und Beratungsangebote sowie die Partizipation der 
betroffenen Akteur*innen. 

Zentrale Handlungsempfehlungen 
• Für das Erreichen der Klimaziele ist eine Stärkung des ordnungsrechtlichen Rahmens zum 

Ausstieg aus dem Heizen mit fossilen Energien notwendig.  
• Kurzfristig sollten die bestehenden Beschränkungen für den Einbau von Ölkesseln ab 2026 

auf Gas ausgeweitet werden und deutlich früher greifen und der zulässige fossile Anteil 
muss deutlich reduziert werden.  

• Die frühzeitige Einbindung der von den Regelungen betroffenen Akteur*innen unterstützt 
eine gesellschaftlich akzeptierte Einführung. 

• Die Ausweitung der ordnungsrechtlichen Regelungen zum Ausstieg aus der Nutzung von 
fossilen Energien zum Heizen muss durch finanzielle Förderung für erneuerbare Heizungen 
flankiert werden. 
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1 Hintergrund 
Der Gebäudesektor ist für etwa 20 % der Treibhausgasemissionen in Deutschland 
verantwortlich und seine Transformation ist ein zentrales Element, um Treibhausgas-
neutralität zu erreichen. Fossile Energieträger haben derzeit den weitaus größten An-
teil an der Wärmeerzeugung, während erneuerbare Energien mit etwa 15 % einen 
kleinen Anteil ausmachen. 

Der Politikmix zur Minderung von Treibhausgasemissionen ist bisher nicht ausrei-
chend, um die im Bundes-Klimaschutzgesetz vorgeschriebenen Zielpfade zu errei-
chen. Der Gebäudesektor hat bereits im Jahr 2020 als einziger Sektor das dort vor-
geschriebene Emissionsziel nicht erreicht und muss daher mit einem Sofortprogramm 
nachsteuern. Mit der angestrebten Verschärfung der Ziele im Zuge der Novelle des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes wird der Handlungsbedarf noch weiter verstärkt.  

Die im Rahmen des Klimaschutzprogramms 2030 verabschiedeten Instrumente rei-
chen nicht aus, um die Klimaziele im Gebäudesektor für das Jahr 2030 zu erreichen. 
Unter Berücksichtigung der Instrumente des Klimaschutzprogramms besteht für den 
Gebäudesektor ein Ziellücke von 8-17 Megatonnen CO2-Äquivalenten (CO2-äq) (Öko-
Institut 2020, Prognos 2020). Mit der beschlossenen Verschärfung der Ziele wächst 
die Lücke weiter an. 

Der im Klimaschutzprogramm 2030 enthaltene Instrumentenmix für den Gebäudebe-
reich legt den Fokus auf ökonomische Instrumente, während ordnungsrechtlichen In-
strumenten eine untergeordnete Rolle zukommt. Mit der Einführung der CO2-Beprei-
sung sowie der deutlichen Verbesserung des finanziellen Förderrahmens verbessert 
das Klimaschutzprogramm die ökonomischen Rahmenbedingungen für die Transfor-
mation des Gebäudesektors. Die einzige ordnungsrechtliche Maßnahme für den Ge-
bäudesektor im Klimaschutzprogramm 2030 ist die ab dem Jahr 2026 geltende Be-
schränkung für den Einbau von Ölkesseln. 

2 Bestehende Beschränkungen für die Nutzung von fossilen 
Energien zum Heizen und Handlungsbedarf 

Das Gebäudeenergiegesetz sieht vor, dass in Deutschland ab dem Jahr 2026 keine 
Heizkessel mehr eingebaut werden dürfen, die ausschließlich mit Heizöl oder Kohle 
betrieben werden. Werden anteilig erneuerbare Energien zur Wärmeerzeugung ge-
nutzt, ist der Einbau weiterhin gestattet. Zudem bestehen weitere Ausnahmeregelun-
gen für Gebäude, die nicht an ein Gas- oder Fernwärmenetz angeschlossen werden 
können und die anteilige Nutzung erneuerbarer Energien technisch nicht möglich ist 
oder zu einer unbilligen Härte führt. 

Weitergehende Regelungen bestehen bereits jetzt in Baden-Württemberg sowie in 
Hamburg, wo beim Einbau neuer Heizungen ein Mindestanteil erneuerbarer Energien 
verpflichtend festgeschrieben ist. Die Regelungen in Baden-Württemberg und Ham-
burg gehen über das national bestehende Verbot hinaus, da sie beim Einbau von 
Ölkesseln und auch von Gaskesseln einen Mindestanteil an erneuerbaren Energien 
vorschreiben.  
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Um die Klimaziele im Gebäudesektor zu erreichen, ist ein deutlich schnellerer und 
umfassenderer Ausstieg aus der Nutzung fossiler Energien zum Heizen notwendig. 
Aufgrund der langen Investitionszyklen im Gebäudebereich müssen Investitionen sich 
schon heute am langfristigen Ziel der Klimaneutralität orientieren, um Lock-in-Effekte 
zu vermeiden. Neben einer früheren Einführung des Verbots sowie einer stärkeren 
Einschränkung der Ausnahmen wäre es außerdem notwendig, die Regelungen auf 
Gas auszuweiten.  

Das vorliegende Papier stellt Empfehlungen vor, wie ein gesellschaftlich akzeptierter 
Ausstieg aus dem Heizen mit fossilen Energien umsetzbar ist. Die Empfehlungen lei-
ten sich aus der Untersuchung der Akzeptanz für die Regelungen in Baden-Württem-
berg und Hamburg ab, die im Rahmen einer Studie des Öko-Instituts durchgeführt 
wurde.1 

3 Empfehlungen für einen gesellschaftlich akzeptierten Ausstieg 
aus der Nutzung von fossilen Energien zum Heizen 

Die bestehenden Beschränkungen im Gebäudeenergiegesetz für den Einbau 
von Heizölkesseln ab 2026 sollten auf Gas ausgeweitet werden und bereits 
deutlich vor 2026 greifen2. Mit einer solchen Ausweitung würde bundesweit eine 
Regelung geschaffen, die weitestgehend den bereits bestehenden Regelungen in Ba-
den-Württemberg und Hamburg entsprechen. Die beiden bestehenden Regelungen 
stoßen auf eine breite Akzeptanz in der Bevölkerung, was sich einerseits aus Befra-
gungen der Verpflichteten und weiterer Akteur*innen sowie aus der Berichterstattung 
in den Medien ableiten lässt (Öko-Institut 2021).  

Eine schrittweise Einführung der Anforderungen kann dazu beitragen, die Ak-
zeptanz für Maßnahmen zum Ausstieg aus der Nutzung von fossilen Energien 
zum Heizen zu erhöhen. Dies erfolgte in Baden-Württemberg, wo der verpflichtende 
Anteil an erneuerbaren Energien von zunächst 10 % auf später 15 % erhöht wurde. 
Um eine Erreichung der Klimaziele sicherzustellen, ist allerdings eine zügige Ver-
schärfung der Anforderungen notwendig, damit deutlich vor 2030 der überwiegende 
Anteil der Wärmeerzeugung in neuen Heizungen durch erneuerbare Energien ge-
deckt wird. 

Um eine gesellschaftlich akzeptierte Umsetzung sicherzustellen, ist die Flan-
kierung der ordnungsrechtlichen Maßnahmen mit ausreichender finanzieller 
Förderung ein zentraler Faktor. Dafür ist es notwendig, dass die ordnungsrechtlich 
vorgeschriebenen Maßnahmen weiterhin gefördert werden können. Dies weicht von 
der derzeitig häufig angewendeten Auslegung der Grundsätze der Bundeshaushalts-
ordnung ab, dass ordnungsrechtlich geforderte Maßnahmen angeblich nicht förderfä-
hig seien. Eine Abweichung von der derzeitigen Praxis ist allerdings nach Klinski 
(2021) auch ohne Änderungen des Haushaltsrechts möglich. 

 
1 Projekt „Gesellschaftliche Akzeptanz und politische Durchsetzbarkeit konsumbezogenen 

Ordnungsrechts“ (12/2020 – 5/2021, finanziert durch Eigenmittel des Öko-Instituts). Für 
das entstandene themenfeldübergreifende Working Paper inkl. der Fallstudie zu den Hei-
zungsvorschriften in Baden-Württemberg und Hamburg siehe Öko-Institut (2021).  

2 In anderen EU-Mitgliedsstaaten bestehen bereits deutlich umfassendere Beschränkungen 
und aus europarechtlicher Sicht ist eine Ausweitung der Beschränkungen möglich (Öko-
Institut und Klinski 2021). 
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Weiterhin sind die Kommunikation und begleitende Informationsmaßnahmen 
maßgebend für die gesellschaftliche Akzeptanz von ordnungsrechtlichen Maß-
nahmen. Dies wird deutlich durch die sehr positive Beurteilung der Informationskam-
pagnen in Baden-Württemberg und Hamburg durch die Gebäudeeigentümer*innen 
sowie das Handwerk, Betriebe aus Wohn- und Energiewirtschaft, Eigentümer*innen- 
und Mieter*innenverbände (Öko-Institut 2021). In beiden Fällen wurde die Einführung 
durch umfangreiche Informationskampagnen (Zukunft Altbau und #MoinZukunft) so-
wie weitestgehend kostenlosen Beratungsprogrammen begleitet.  

Die aktive Einbindung der Gebäudeeigentümer*innen und anderer Stakeholder 
wie beispielsweise des Handwerks ist ein zentraler Faktor für die gesellschaft-
lich akzeptierte Umsetzung ordnungsrechtlicher Maßnahmen. Zum einen ermög-
lichen Partizipationsverfahren wie Umfragen, Diskussionsrunden und Bürger*innen-
foren die Miteinbindung und Berücksichtigung der Anliegen betroffener Akteur*innen, 
zum anderen verleihen diese Verfahren harten Politikinstrumenten größere Legitimi-
tät als im Fall, dass diese ohne sie durchgeführt werden.  

 

Fazit 
Die ordnungsrechtlichen Anforderungen zum Ausstieg aus dem Heizen mit fos-
silen Energien müssen zügig gesteigert werden, um die Klimaziele im Gebäu-
debereich zu erreichen. 

Die Beispiele aus Baden-Württemberg und Hamburg zeigen, dass eine gesell-
schaftlich akzeptierte Umsetzung von Regelungen zur Beschränkung der Nut-
zung fossiler Energien zum Heizen möglich ist. 
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